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I/A Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

I/A 1: Äußerung_01  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. Beschleunigtes Verfahren: 
Die Voraussetzungen für ein beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB liegen 
vor. Es handelt sich bei dem Vorhaben um eine Maßnahme der Innenentwicklung.  
Durch die Planung wird eine zulässige Grundfläche festgesetzt, die unterhalb des 
Schwellenwertes von 20.000 m² im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO liegt. Außerdem 
wird durch die Planung kein Vorhaben zulässig, das einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach Bundes- oder Landesrecht unterliegt. Es bestehen keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (Na-
tura 2000-Gebiete, FFH-Gebiete). Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte, dass bei 
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von 
schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind. 
 
Die Richtlinien zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB schreiben die Durchführung einer Versammlung nicht vor. Gleichwohl wurde 
im Vorfeld mit Ankündigung durch die örtliche Presse eine Ausstellung eröffnet. Fer-
ner konnten die Pläne während der Frist der Beteiligung eingesehen werden. Zusätz-
liche mündliche Erläuterungen hätten nach Terminvereinbarungen unter Berücksich-
tigung der durch die Corona-Pandemie gegebenen Beschränkungen eingeholt wer-
den können. 
 
Zu 1.1 Überarbeitung des städtebaulichen Entwurfs: 
Der Entwurf ist das Ergebnis aus einem Wettbewerb. Ein unabhängiges Preisgericht 
hat sich mit einzelnen Empfehlungen für diesen Entwurf entschieden. Den Überarbei-
tungsempfehlungen wurde gefolgt. Wesentliche Änderungen im Bereich des Kirchen-
vorplatzes sind nicht vorgesehen. Ggf. ist im Kontext mit den baulichen Erneuerungs-
maßnahmen eine Modernisierung zu empfehlen. Im Zuge der Umsetzung ist zu prü-
fen, inwieweit vorhandene Grünstrukturen erhalten bleiben können. Der Erhalt der 
Platanen wird forciert soweit es verhältnismäßig und technisch umsetzbar ist. Ande-
renfalls sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Geländemodellierungen erfolgen im 
Rahmen einer qualitativ hochwertigen Freiraumgestaltung. 
 
Die Darstellung von Besucherstellplätzen im Konzept variiert je nach Oberflächenbe-
schaffenheit. Es sind begrünte Stellplätze bzw. wasserdurchlässige Oberflächen vor-
gesehen.  
 
Maßgaben hinsichtlich der Budgetierung für das Pfarrzentrum sind nicht Gegenstand 
des Bebauungsplanverfahrens, eine Würdigung kann nicht vorgenommen werden. 
 
Zu 2. Denkmalrechtliche Anforderungen: 
Der Schutz der Ensemblewirkung wird über den Bebauungsplan sichergestellt.  
 
Die Höhenvorgaben sind so getroffen, dass von einer Beeinträchtigung der angren-
zenden Baudenkmale nicht auszugehen ist. Der Neubau des Pfarrzentrums ist in der 
Höhe so festgesetzt, dass stadtgestalterisch eine deutliche Unterordnung zum Haus 
der Begegnung und der ehemaligen Vikarie erzielt wird. 
 
Zu 3. Zulässigkeit des Cafés: 
Der Bebauungsplan setzt für die Fläche des Kirchengrundstückes eine Gemeinbe-
darfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kirche und kirchlichen Zwecken dienende 
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Gebäude und Einrichtungen“ fest. Die Nutzung in Form eines Cafés ist dabei Teil des 
Gemeindelebens. Eine gewerbliche Nutzung ist nicht vorgesehen. 
 
Zu 4. Abbruch der Sakristei und Zukunft des derzeitigen Pfarrzentrums: 
Mögliche Abbruchmaßnahmen im Bereich der Sakristei sind denkmalpflegerisch ab-
gestimmt. Dies betrifft im Wesentlichen die Bereiche der östlichen Sakristei die spä-
ter errichtet wurden und nicht unter Schutz gestellt sind.  
 
Planungsüberlegungen für den Gemeindesaal bzw. Pfarreinrichtungen außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind nicht Gegenstand des Planver-
fahrens.  
 
Einer Würdigung bedarf es in diesem Rahmen nicht. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B Äußerung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 

I/B 1: AVEA 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Anforderungen in Bezug auf die Stellflächen für Abfallsammelbehälter werden im 
Rahmen der Freiraumplanung gemäß den Vorgaben der Abfallentsorgungssatzung 
der Stadt Leverkusen berücksichtigt. Im städtebaulichen Entwurf werden hierfür drei 
Standorte vorgehalten. Diese befinden sich im rückwärtigen Bereich des Kirchen-
schiffes und rücken so städtebaulich in den Hintergrund. Die Standorte 1 und 2 kön-
nen in separaten Räumen in die Neubauten des Pfadfinderlagers oder der Sakristei 
integriert werden. Der Standort 3 ist innerhalb der Stellplatzfläche im rückwärtigen 
Bereich des Kirchengebäudes vorgesehen. Die Abholung aller drei Standorte ist über 
die Dechant-Fein-Straße vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Ericcson 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Ericsson bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 

Die Deutsche Telekom wurde ebenfalls angefragt. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 3: EVL 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG bestehen keine Beden-
ken gegen die Planung. 
 
Die Nichtüberbauung sämtlicher in Betrieb befindlicher Leitungen wird berücksichtigt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
 
Auf Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen sind keine Konflikte zwischen der 
Planung und den öffentlichen Interessen des Bodendenkmalschutzes zu erkennen. Zu beachten ist 
dabei jedoch, dass Untersuchungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Fläche nicht 
durchgeführt wurden. Von daher ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. 
  
Ich verweise daher auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 DSchG NRW (Meldepflicht- und Verände-
rungsverbot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern) und bitte Sie, folgenden Hinweis in die Plan-
unterlagen aufzunehmen: 
  
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, 
Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. Bo-
dendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für 
Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

 
Kerstin Kreutzberg 
Verwaltungsfachwirtin 
LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
Abteilung Denkmalschutz/Praktische Bodendenkmalpflege 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Bebauungsplan weist darauf hin, dass alle dennoch auftretenden archäologi-
schen Bodenfunde und Befunde unverzüglich an die Stadt Leverkusen als Untere 
Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege zu melden sind.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen wird stattgegeben. 
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I/B 5: LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Baudenkmäler sind in den Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. 
 
Für das Kirchengrundstück wird eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestim-
mung „Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ fest-
gesetzt. Die Gemeinbedarfsfläche kommt unter anderem für vorhandene Standorte in 
Betracht, wenn für bauliche Erweiterungen, wie in diesem Fall für den Neubau des 
Pfarrzentrums, konkrete städtebauliche Vorgaben gemacht werden sollen. Zum spar-
samen Umgang mit Grund und Boden wird im Rahmen der Festsetzungen zum Maß 
der baulichen Nutzung für die Gemeinbedarfsfläche eine GRZ von max. 0,8 festge-
setzt. Eine GRZ von max. 0,8 ermöglicht die Realisierung der im städtebaulichen 
Konzept vorgesehenen Gebäudetypologien.  
 
Des Weiteren werden sowohl für die unter Denkmalschutz stehenden Bestandsge-
bäude als auch für den Neubau Gebäudehöhen festgesetzt, um die Höhenentwick-
lung auf dem Vorplatz des Kirchenensembles zu steuern. Der Neubau wird lediglich 
mit zwei Geschossen errichtet, sodass der Höhenmaßstab des Hauses der Begeg-
nung nicht überschritten wird und der Neubau in den Hintergrund rückt.  
 
Für die bereits vorhandenen und unter Denkmalschutz stehenden Gebäude werden 
Baulinien festgesetzt. Dadurch wird für Um- und Ausbaumaßnahmen in denkmalge-
rechter Weise die Beibehaltung der bestehenden Gebäudefluchten vorgegeben. Da 
das Kirchengebäude Mauerwerkspfeiler bzw. Pfeilervorlagen, die vor die aufgehen-
den Wände treten, aufweist, wird mit einer textlichen Festsetzung klarstellend festge-
setzt, dass diese Gebäudeteile in dem erforderlichen Maß über die Baulinie treten 
dürfen. Für den Neubau des Pfarrzentrums, welcher eine Bruttogeschossfläche 
(BGF) von ca. 1.000 m² umfasst, werden dem städtebaulichen Entwurf entsprechend 
Baulinien und Baugrenzen festgesetzt.  
 
Um die Eingriffe in die unter Denkmalschutz stehende Substanz und die vorhande-
nen Raumstrukturen des Hauses der Begegnung auf ein notwendiges Maß zu redu-
zieren, wurde der städtebauliche Siegerentwurf hinsichtlich der Lage des Aufzuges 
überarbeitet. Der Aufzug ist nun im rückwärtigen Bereich des Hauses der Begegnung 
geplant. Dementsprechend konnten die Eingriffe in den Bestand erheblich reduziert 
werden, gleichzeitig kann trotzdem eine barrierefreie Erschließung bis in das 2. Ober-
geschoss des Hauses der Begegnung ermöglicht werden. 
 
Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit im Außenbereich sieht die Freianlagenpla-
nung eine geneigte Platzfläche vor, die den Niveauunterschied zwischen dem Kir-
chenvorplatz und dem Neubau ausgleichen soll. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 6: O2 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Richtfunktrasse wurde bei der Planung berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 7: Pledoc 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der Pledoc GmbH betroffen. Bezüglich weite-
rer Versorgungsleitungen wurden die zuständigen Unternehmen im Verfahren betei-
ligt. 

 

Aufgrund der bereits im Bestand vollständigen Versiegelung des Plangebietes kann 
auf einen naturschutzfachlichen Ausgleich verzichtet werden. Planexterne Aus-
gleichsflächen sind somit nicht Gegenstand der Planung.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 8: Polizei 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Polizei bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben, sofern die tech-
nische und städtebauliche Kriminalprävention berücksichtigt wird.  
 
Die Polizei verweist auf das kostenlose Beratungsangebot zur städtebaulichen Krimi-
nalprävention und bittet darum, die Vorhabenträger frühzeitig auf dieses Angebot hin-
zuweisen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 9: Telekom 

 
 



 

 

30 
 



 

 

31 
 



 

 

32 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Deutschen Telekom bestehen keine Einwände gegenüber der Planung, 
da keine Richtfunkverbindungen durch das Plangebiet verlaufen. 
 
Die Firma Ericsson Services GmbH wurde bereits miteinbezogen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 10: Unitymedia 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Unitymedia bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 11: Vodafone 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Vodafone GmbH bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 12: Wirtschaftsförderung Leverkusen GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Wirtschaftsförderung Leverkusen GmbH begrüßt das Planungsvorhaben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C Äußerungen der Dienststellen der Stadt Leverkusen 
I/C 1: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 3. Anschluss von Niederschlagwasser: 
Folgende Erhebungen liegen für die Gemeinbedarfsfläche zugrunde: 
 

Grundstücksfläche 5029 m² 

Verbleibende Grünflächen 816 m² 

Stellplätze 
14 (gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Lever-
kusen) 

Bebaute Nutzfläche Bestand 2.115,6 m² BGF (R) 

Bebaute Nutzfläche Neu 1.002,2 m² BGF (R) 

 
Folgende Erhebungen liegen für das Besondere Wohngebiet (WB) zugrunde: 
 

Grundstücksfläche 1875 m² 

Verbleibende Grünflächen 0 m² 

Stellplätze 30 (Bestand) 

Bebaute Nutzfläche Bestand 1.997 m² BGF  

 
Zu 4. Versickerung von Niederschlagwasser: 
Eine Vorbemessung zur Entwässerung der Freianlagen hatte ergeben, dass ca. 25 
m³ Versickerungsfläche benötigt werden. Die Planung sah hierbei eine Regenrück-
haltung des überschüssigen Regenwassers der befestigten Freianlagen im Überflu-
tungsfall über eine unterirdische Rigole (Stauvolumen ca. 25 m³) vor.  
 
Im weiteren Verlauf des Verfahrens wurde das Entwässerungskonzept weiterbearbei-
tet und an die Berechnungsvorgaben der Technischen Betriebe der Stadt Lever-
kusen AöR (TBL) angepasst. Als Berechnungsgrundlage dient nun eine maßgebliche 
Regendauer von 10 min (Q maßgeblich = 189,2 l/s*ha) (siehe Anlage 9). Aufgrund der 
mit den Technischen Betrieben abgestimmten Berechnungsgrundlage hat sich das 
benötigte Stauvolumen auf 45,5 m³ vergrößert. Die Textliche Festsetzung Nr. 6 des 
Bebauungsplanes (Anlage 3.1 und Anlage 4) wurde entsprechend dem oben be-
nannten Berechnungsergebnis angepasst und mit den von dieser Änderung Betroffe-
nen abgestimmt.  (siehe Nr. II/B 22 und II/C 13 der Anlage 6.2) 
 
Zu 5. Überflutungsschutz bei Starkregen und Überflutungsnachweis: 
Zur Ermittlung des maßgeblichen Durchlässigkeitskoeffizienten (kf-Wert) wurden für 
das Bodengutachten im rückwärtigen Bereich des Kirchenschiffes zwei Bohrpunkte 
für Rammkernbohrungen gesetzt (RKB Hydro 1 und RKB Hydro 2). Für den Bohr-
punkt RKB Hydro 1 ergibt sich gemäß Baugrundgutachten ein berechneter kf-Wert 
von 3,0 * 10-5 m/s. Dies entspricht 109,1 mm/h und 261,8 cm/d. Für den Bohrpunkt 
RKB Hydro 2 ergibt die Ermittlung der Durchlässigkeit einen kf-Wert von 3,8 * 10-5 
m/s. Dies entspricht 137,6 mm/h und 330,1 cm/d. Die beiden ermittelten Durchlässig-
keitskoeffizienten liegen dicht beieinander. 
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Außerdem werden die Vorgaben der Entwässerungssatzung der TBL für Rückstausi-
cherungen und für Hausanschlusssammelleitungen beachtet.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen wird teilweise stattgegeben. 
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I/C 2: Fachbereich 36 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 36 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Die wei-
tergehende Beteiligung des Fachbereiches 36 ist im Rahmen der Fortschreibung des 
Bebauungsplanverfahrens gegeben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 3: Fachbereich 63 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zur Berücksichtigung der denkmalpflegerischen Belange sind die Baugrenzen und 
Baulinien des Bebauungsplanes eng an den Bestand geführt. Die Baugrenze des 
Neubaus berücksichtigt die Bauflucht des Hauses der Begegnung und entspricht da-
mit den Anforderungen des Ensembleschutzes im Umfeld der Baudenkmäler.   
 
In der Wettbewerbsarbeit befand sich der Aufzug, der zur barrierefreien Erschließung 
des Hauses der Begegnung erforderlich ist an anderer Stelle, als in der jetzigen Pla-
nung. Aufgrund des zunächst zu starken Eingriffes in die unter Denkmalschutz ste-
hende Substanz und die vorhandenen Raumstrukturen, wurde der Siegerentwurf da-
hingehend überarbeitet. Der Aufzug befindet sich nun im rückwärtigen Bereich des 
Hauses der Begegnung. Durch die Verlagerung konnten die Eingriffe in den Bestand 
erheblich reduziert werden, gleichzeitig kann trotzdem eine barrierefreie Erschlie-
ßung bis in das 2. Obergeschoss des Hauses der Begegnung ermöglicht werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 4: Fachbereich 612 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 612 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 5: Fachbereich 02/021 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 02/021 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Die Wegeführung bleibt grundsätzlich bestehen und ist so wie sie vertraglich geregelt 
ist in den Festsetzungen des Bebauungsplans enthalten. Von einer notwendigen 
Überarbeitung des Gestattungsvertrages ist deshalb derzeit nicht auszugehen. Über 
die Form der Ausgestaltung in Bezug auf Einzelheiten des Gestattungsvertrages wer-
den im Rahmen der weiteren Freianlagenplanung Abstimmungen mit den entspre-
chenden Fachdienststellen erfolgen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 6: Fachbereich 32
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. Untere Naturschutzbehörde: 
Seitens der Unteren Naturschutzbehörde bestehen keine Bedenken gegen die Pla-
nung. Das Artenschutzgutachten und der Bericht zur Baumkartierung wurden der Un-
teren Naturschutzbehörde zur Abstimmung vorgelegt.  
 
Zum Baumbestand: 
Der Baumbestand innerhalb der Gemeinbedarfsfläche wurde durch eine Baumkartie-
rung untersucht.  
Der Baumkartierungsbericht stuft die große Platane nördlich der Kirche (Nr. 1.05 
Baumkartierungsbericht) als erhaltenswert ein. Aufgrund ihrer positiven Wirkung auf 
das Ortsbild und ihrer positiven ökologischen Bedeutung soll die Platane möglichst 
erhalten werden. Da der Zustand der Platane gegenwärtig nicht abschließend einge-
schätzt werden kann, wird auf eine Festsetzung zum Erhalt der Platane verzichtet. Im 
Rahmen der Genehmigungsplanung muss gutachterlich geprüft werden, ob und wie 
die Platane erhalten werden kann. Sollte diese gutachterliche Prüfung ergeben, dass 
sich der Erhalt der Platane als nicht verhältnismäßig darstellt, soll die Platane gemäß 
den festgesetzten Pflanzqualitäten ersetzt werden.  
 
Auch die vier Säulen-Zierkirschen in den Rasenflächen auf dem Kirchvorplatz wer-
den nicht zur Erhaltung festgesetzt. Gemäß des Baumkartierungsberichts sind sie 
der Stufe 4 (wenig erhaltenswert) zuzuordnen, sie werden aber aus gestalterischen 
Gründen als bestehende Bäume im Bebauungsplan dargestellt. 
 
Zu 2. Umweltvorsorge/Umweltplanung (Lärm): 
Seitens der Umweltvorsorge/ Umweltplanung (Lärm) bestehen keine Bedenken ge-
gen die Planung. 
 
Zu 3. Umweltvorsorge/Umweltplanung (Klima/Luft): 
Seitens der Umweltvorsorge/ Umweltplanung (Klima/Luft) bestehen keine Bedenken 
gegen die Planung. 
 
Zu 4. Untere Bodenschutzbehörde (Bodenschutz/Altlasten): 
Nach jetzigem Kenntnisstand liegen der Unteren Bodenschutzbehörde (Boden-
schutz/Altlasten) keine Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche Bodenverän-
derungen vor. Dennoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass im Zuge der Bau-
tätigkeit Bodenbelastungen vorgefunden werden können.  
 
Zu 5. Untere Bodenschutzbehörde (Vorsorgender Bodenschutz): 
Die bereits vorhandenen Grünflächen im Bereich des Vorplatzes des Kirchengrund-
stücks sollen nach dem städtebaulichen Entwurf erhalten bleiben. Hinzu kommen 
weitere Grünflächen, wovon eine mit einer ergänzenden Festsetzung zur Anpflan-
zung einer Hecke als Abschirmung zu den Nachbargrundstücken dienen und eine 
weitere als Pfarrgarten ausgestaltet werden soll.  
 
Insgesamt verändern sich die Grünflächen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche wie 
folgt:  
Grünflächen im Bestand: ca. 370 m². 
Grünflächen nach Freianlagenkonzept (Vorentwurf): ca. 710 m². 
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Eine teilweise Dachbegrünung im Rahmen der Anlage eines Dachgartens ist geplant.  
 
Hinsichtlich des Klimas sind von dem Vorhaben keine wesentlichen Auswirkungen zu 
erwarten. Aufgrund der geplanten Dachbegrünung und des Abbruchs des Bestands-
gebäudes ist von einer Verbesserung des Mikroklimas auszugehen.  
 
Zu 6. Untere Wasserbehörde: 
Da das Plangebiet bereits vor dem 01.01.1996 bebaut und an die Kanalisation ange-
schlossen war, ist eine Versickerung des Niederschlagswassers gemäß § 44 Lan-
deswassergesetz für das Neubauvorhaben nicht gesetzlich vorgegeben. Eine Versi-
ckerung des Oberflächenwassers der Freiflächen wird jedoch aufgrund ihrer günsti-
gen Wirkung für den Boden, die Grundwasserneubildungsrate und das Mikroklima 
vorgesehen. 
  

Laut der Vorbemessung zur Entwässerung des überschüssigen Regenwassers der 
befestigten Freiflächen, wurden ca. 25 m³ unterirdisches Stauvolumen benötigt. Die 
Planung sah hierbei eine Regenrückhaltung des überschüssigen Regenwassers der 
befestigten Freianlagen im Überflutungsfall über eine unterirdische Rigole (Stauvolu-
men ca. 25 m³) im südlichen Bereich des Kirchenschiffes vor. Im weiteren Verlauf 
des Verfahrens wurde das Entwässerungskonzept an die Berechnungsvorgaben der 
Technischen Betriebe der Stadt Leverkusen AöR (TBL) angepasst (siehe Anlage 9). 
Der Abstimmungsprozess ist in der Anlage 6.2 unter Nr. II/B 22 und II/C 13 dokumen-
tiert. Aufgrund der anzuwendenden Berechnungsvorgaben hat sich das benötigte 
Stauvolumen auf 45,5 m³ vergrößert. Die Textliche Festsetzung Nr. 6 des Bebau-
ungsplanes (Anlage 3.1 und Anlage 4) wurde entsprechend dem oben genannten 
Abstimmungsergebnis nach der öffentlichen Auslegung geändert.  
 

Zur Ermittlung des maßgeblichen Durchlässigkeitskoeffizienten (kf-Wert) wurden wie 
bereits erwähnt im rückwärtigen Bereich des Kirchenschiffes zwei Bohrpunkte für 
Rammkernbohrungen gesetzt (RKB Hydro 1 und RKB Hydro 2). Für den Bohrpunkt 
RKB Hydro 1 ergibt sich gemäß des Baugrundgutachtens ein berechneter kf-Wert 
von 3,0 * 10-5 m/s. Dies entspricht 109,1 mm/h und 261,8 cm/d. Für den Bohrpunkt 
RKB Hydro 2 ergibt die Ermittlung der Durchlässigkeit einen kf-Wert von 3,8 * 10-5 
m/s. Dies entspricht 137,6 mm/h und 330,1 cm/d. Die beiden ermittelten Durchlässig-
keitskoeffizienten liegen dicht beieinander. Diese Werte lassen eine Versickerung 
zwar grundsätzlich zu, die Ableitungskapazität ist jedoch eingeschränkt. Hinzu 
kommt, dass wegen des erforderlichen Grundwasserflurabstandes der Versicke-
rungsanlagen auch eine mögliche Tiefenlage der Rigolen eingeschränkt ist. Für die 
Oberflächenentwässerung der Neubauten wird daher eine durch Rückhaltung und 
teilweise Versickerung gedrosselte Einleitung in die Kanalisation vorgesehen. Die ge-
naue Dimensionierung erfolgt mit der Genehmigungsplanung.  
 
Zu 7. Untere Immissionsschutzbehörde: 
Seitens der Unteren Immissionsschutzbehörde bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung 
 
Zu 8. Untere Abfallwirtschaftsbehörde: 
Der städtebauliche Entwurf sieht drei Standorte für die Abfallsammelbehälter vor.  
Alle drei Standorte sind im östlichen Bereich des Vorhabengrundstücks vorgesehen. 
Damit rücken sie städtebaulich in den Hintergrund und beeinträchtigen weder das Er-
scheinungsbild des Kirchenvorplatzes noch des Pfarrgartens. Die Standorte 1 und 2 
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können in separaten Räumen in die Neubauten integriert werden, der Standort 3 
kann durch eine Hecke abgeschirmt werden, damit auch dieser Standort nicht ein-
sehbar ist. Die Andienung der Müllstandorte erfolgt über die Dechant-Fein-Straße. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 7: Ergänzende Stellungnahme UWB 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Das Plangebiet liegt teilweise innerhalb des Überschwemmungsgebietes für ein 100-
jährliches Hochwasserereignis der Dhünn. Die Grenzen des Überschwemmungsge-
bietes wurden in den Bebauungsplan eingetragen. Die Baugrenzen für den Neubau 
des Pfarrzentrums wurden so festgesetzt, dass die Baumaßnahmen nicht in das 
Überschwemmungsgebiet hineinragen und demnach keine Ausgleichs- oder Schutz-
maßnahmen erforderlich sind. 
 
Das Plangebiet befindet sich außerdem gemäß der Hochwassergefahrenkarte Dhünn 
der Bezirksregierung Köln vom Oktober 2019 innerhalb eines Hochwasserrisikoge-
bietes mit einer niedrigen Wahrscheinlichkeit (HQ extrem). Hierbei handelt es sich 
um ein Extremhochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit, das im Mittel deutlich 
seltener als alle 100 Jahre auftritt. In diesem Fall werden ohne technischen Hoch-
wasserschutz Überflutungen mit max. 0 – 0,5 m Wasserstand prognostiziert.  
 
In diesem Fall werden ohne technischen Hochwasserschutz Überflutungen mit max. 
0 - 0,5 m Wasserstand prognostiziert. Entsprechende Wasserstände waren bei dem 
Hochwasser vom Juli 2021 im Plangebiet zu beobachten. 
  
Aus Gründen des vorbeugenden Hochwasserschutzes werden hochwassersichere 
Bauweisen im Erdgeschoss empfohlen. Ferner wird für Geschossebenen unterhalb 
des Erdgeschosses darauf hingewiesen, dass diese entweder  

• flutungssicher verschließbar und statisch auftriebssicher oder  
• in einer für die planmäßige Flutung im Hochwasserfall geeigneten  

Bauausführung hergestellt werden sollten.  
  
Der Neubau des Pfarrzentrums verzichtet auf ein Kellergeschoss. Des Weiteren wird 
der Neubau gegenüber der vorhandenen Geländehöhe leicht erhöht geplant, um 
eine Flutung des Erdgeschosses auch bei extremen Hochwasserereignissen zu ver-
hindern. 
 
Die Grenze des Überschwemmungsgebietes wurde in den Bebauungsplan eingetra-
gen. Da die Baumaßnahmen nicht in das Überschwemmungsgebiet hineinragen, 
sind keine Ausgleichsmaßnahmen oder ähnliches erforderlich. 
 
Der Bauherr wird über das Risiko im Zusammenhang mit Hochwasserextremereig-
nissen informiert. Die Informationsblätter werden dem Bauherrn übergeben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 


